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Große Anfrage 

der Abgeordneten Kroll-Schlüter, Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Dr. Faltlhauser, 
Braun, Eimer (Fürth), Höpfinger, Dr. Becker (Frankfurt), Cronenberg (Arnsberg), 
Dr. George, Lenzer, Frau Dr. Neumeister, Dolata, Link (Diephoiz), Breuer, 

Sauer (Stuttgart), Schlottmann, Frau Augustin und der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP 


Leistungsfähigkeit des Gesundheitswesens und Quaiität der gesundheitiichen 
Versorgung der Bevöikerung 


Die gesundheitliche Versorgung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land gilt auch im Ausland nach wie vor als vorbildlich. Wenn 
dennoch Verbesserungen wünschenswert sind, so bedarf es 
hierzu der eingehenden Diskussion aller Beteiligten sowie einer 
weitgehenden Information. 

Unser Bemühen sollte es daher sein, den Dialog zu intensivieren, 
der das Ziel weiterverfolgt, auch in Zukunft ein qualitativ hohes 
Leistungsniveau zu erhalten, um somit die Voraussetzungen zu 
schaffen, unser Gesundheitswesen den geänderten wirtschaft- 
lichen Rahmenbedingungen bei gleichem quahtativen Standard 
anzupassen. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

/. Qualität der gesundheitlichen Versorgung 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die gegenwärtige gesund- 
heitliche Situation unserer Bürger sowie Leistungsniveau und 
Leistungsfähigkeit unseres Gesundheitswesens, welche Ent- 
wicklungstendenzen zeichnen sich ab, und ist sie der Auffas- 
sung, daß diese auch den zukünftigen Erfordernissen gerecht 
werden? 

2. Wie beurteilt die Bundesregierung die Struktur und die Ent- 
wicklung smöglichkeiten des Gesundheitswesens in den Berei- 
chen Prävention, Vorsorge, Gesundheitsschutz, Forschung und 
Technik, ambulanter und stationärer Behandlung, Nachsorge 
und Rehabilitation angesichts der gegenwärtigen und zukünf- 
tigen Aufgaben? 

3. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die Qualität der 
gesundheitlichen Versorgung nicht nur durch verbesserte 
Technik, sondern insbesondere auch durch menschhche 
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Zuwendung zu verbessern, und wie gedenkt sie diese und 
eventuell auch im Rahmen der jeweiligen Ausbildungsgänge 
der Berufe des Gesundheitswesens zu fördern? 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung eine stärkere Kooperation 
zwischen stationärem und ambulanten Bereich durch beteiligte 
Chefärzte und ermächtigte Krankenhausärzte einerseits und 
Belegärzte andererseits auch unter Kostengesichtspunkten? 

5. Wie sieht die Bundesregierung die Situation bei Volkskrank- 
heiten, wie Krebs, Rheuma, Herz- und Kreislauferkrankungen, 
und welche Maßnahmen hält sie für notwendig, um Verbesse- 
rungen durchzuführen? 

6. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die onkolo- 
gische Versorgung sowie diejenige der Rheuma- bzw. chro- 
nisch Kranken vermehrter Anstrengungen, auch im Hinblick 
auf die ärztliche Ausbildung, bedarf? 

7. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, die Tätigkeit im 
öffentiichen Gesundheitsdienst insbesondere für Ärzte attrak- 
tiver zu machen, und welche Maßnahmen hält sie gegebenen- 
falls für erforderlich? 

8. Welche wesentlichen Änderungen sieht die Bundesregierung 
im Bereich der Psychiatrie, die seit der Psychiatrie-Enquete und 
im Zusammenhang mit den Programmen des Bundes und ver- 
schiedener Länder eingetreten sind, auf welche Schwerpunkte 
sollen die weiteren Arbeiten konzentriert werden, und wann 
beabsichtigt die Bundesregierung einen Zwischenbericht zum 
Modellprogramm Psychiatrie vorzulegen? 

9. Wie beurteüt die Bundesregierung die gesundheitspolitischen 
Auswirkungen der mangelnden Absicherung des Pflegefall- 
risikos? 


IL Berufe des Gesundheitswesens 

1. Wie beurteüt die Bundesregierung die gegenwärtige Personal- 
situation in den einzelnen Gruppen der Berufe des Gesund- 
heitswesens, z.B. bei Ärzten, Zahnärzten, Zahntechnikern, 
Apothekern, Heilpraktikern, Krankenpflegern, Hebammen, 
Masseuren und Krankengymnasten, Rettungssanitätern und 
medizinisch-technischen Assistenten sowie alle anderen 
Berufe? 

2. Wie beurteilt die Bundesregierung die Entwicklung des 
Arbeitsmarktes für die Berufe des Gesundheitswesens, ins- 
besondere die Personalsituation in den Krankenhäusern, der 
Bundeswehr, des Entwicklungsdienstes und des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes? 

3. Welche Möghchkeiten sieht die Bundesregierung, um die 
gegenwärtigen Schwierigkeiten bei der Schaffung von AusbU- 
dungsplätzen für die Berufe des Gesundheitswesens, insbeson- 
dere im Krankenpflegebereich, zu beseitigen? 
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4. Welche Bedeutung kommt nach Auffassung der Bundesregie- 
rung der Allgemeinmedizin zu, und welche Möglichkeiten 
sieht sie, diesen Bereich zu fördern? 

5. Welche Verteilung zwischen Allgemein- und Gebietsärzten 
hält die Bundesregierung für wünschenswert vor dem Hinter- 
grund eines geänderten Inanspruchnahmeverhaltens der 
Bevölkerung, dem medizinisch-technischen Fortschritt aber 
auch der Kostenentwicklung im Gesundheitswesen? 

6. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, den Auszu- 
bildenden in einer mögüchst großen Zahl von Heilhilfsberufen 
eine einheitliche medizinische Grundausbildung zukommen zu 
lassen, und welche Berufe hält sie hierfür geeignet? 

III , Stellenwert der Eigenverantwortung 

1. Welchen Stellenwert hat für die Bundesregierung die Eigen- 
verantwortung des Menschen für seine Gesundheit, welche 
Maßnahmen können nach Auffassung der Bundesregierung 
geeignet sein, die Eigenverantwortung zu stärken, und in wel- 
chem Umfang können die für die Gesundheitspoütik mitverant- 
wortüchen Verbände und Gruppen hierzu Beiträge leisten? 

2. Welche Aufgabe hat nach Auffassung der Bundesregierung die 
Selbstverwaltung im Gesundheitswesen, sowohl die der Kran- 
kenkassen bzw. Ärzte und Zahnärzte als auch die gemeinsame 
Selbstverwaltung zwischen Ärzten und Krankenkassen, und 
wie kann diese gestärkt werden? 

3. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung der gesundheit- 
lichen Aufklärung und Erziehung zu, und welche Möghchkei- 
ten sieht sie, durch eine Verbesserung der Koordination der auf 
diesem Gebiet beteiligten Einrichtungen die Wirksamkeit die- 
ser Maßnahmen zu verbessern? 

4. In welcher Weise gedenkt die Bundesregierung sicherzustel- 
len, daß zukünftig in größerem Umfang Selbsthilfegruppen im 
Gesundheitswesen tätig sein können, und wie gedenkt sie, die 
Zusammenarbeit mit den niedergelassenen Ärzten und den 
Krankenkassen zu fördern? 

5. Welche Bedeutung hat für die Bundesregierung die Selbst- 
beteihgung des einzelnen Versicherten bei der Inanspruch- 
nahme von Gesundheitsleistungen für den Ausbau der Eigen- 
verantwortung, und wie sollte dieser ausgestaltet sein? 

/V. Forschung im Gesundheitswesen 

1. Welche Schwerpunkte hat die Bundesregierung in der For- 
schungspoütik für den Bereich der Gesundheit vorgesehen, 
und welche zeithchen Zielvorstellungen sollen hierbei einge- 
halten werden? 

2. In welchem Ausmaß gedenkt die Bundesregierung sicherzu- 
stellen, daß eine notwendige Koordination beteiligter For- 
schungseinrichtungen insbesondere im Bereich der Krebs- und 
Rheumaforschung erfolgt? 
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3. Durch welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung 
sicherzustellen, daß zukünftig eine bessere Kooperation zwi- 
schen Grundlagenforschung und angewandter klinischer For- 
schung erfolgt? 

4. Hält es die Bundesregierung für notwendig, Umfang und Koor- 
dinierung der psychiatrisch-psychotherapeutischen Forschung 
zu verbessern? 

V. Arzneimittelversorgung 

1. Wie beurteüt die Bundesregierung die Arzneimittelsicherheit 
in unserem Lande, und mit welchen Maßnahmen will sie diese 
gegebenenfalls verbessern? 

2. Wie beurteilt die Bundesregierung Bestrebungen, den Arznei- 
mittelbegriff wie im Arzneimittelgesetz von 1976 festgelegt, zu 
verändern? 

3. Hat das Arzneimittelgesetz nach Ansicht der Bundesregierung 
den Bereich der Naturheilmittel benachteiligt, und welche 
Erfahrungen liegen hierzu vor und wie soll weiter verfahren 
werden? 

4. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, wie sich die 
Abgabe freiverkäufücher Arzneimittel außerhalb der Apo- 
theken mengenmäßig und hinsichtlich der Indikationsgruppen 
entwickelt hat? 

5. Welche Erfahrungen liegen der Bundesregierung vor hinsicht- 
hch der Anwendung des Gesetzes über das Apothekenwesen, 
insbesondere im Hinblick auf eine Verbesserung der Arznei- 
mittelversorgung von Krankenhäusern ohne eigene Kranken- 
hausapotheke sowie der Erhöhung der Arzneimittelsicherheit 
im Krankenhausbereich? 

Bonn, den 29. Februar 1984 

Kroll-Schlüter 

Dr. Faltlhauser 

Braun 

Höpfinger 

Dr. Becker (Frankfurt) 

Dr. George 

Lenzer 

Frau Dr, Neumeister 

Dolata 

Link (Diepholz) 


Breuer 

Sauer (Stuttgart) 

Schlottmann 
Frau Augustin 

Dr. Dregger, Dr. Waigel und Fraktion 

Frau Dr, Adam-Schwaetzer 
Eimer (Fürth) 

Cronenberg (Arnsberg) 

Mischnick und Fraktion 
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